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Legislaturplan 2013–2017 und Vollzugskontrolle zum Legislaturplan 2009–2013  

Stellungnahme des Regierungsrates zum Antrag der Fraktion SVP vom 

28. November 2013 (DBK06) 

  

1. Antragstext 

B.1.2 Qualität der Bildung auf allen Stufen sichern 

Antrag SVP: 
Der Passus „Neue Geschäftsfelder werden im Bereich der Volksschule ausschliesslich dort eröff-
net, wo ein enger Zusammenhang mit bereits Bestehendem existiert (Lehrplan 21, Tagesstruktu-
ren).“ soll mit folgendem Passus ersetzt werden: 
• „Auf neue Geschäftsfelder wird während dem Reformmoratorium vollumfänglich verzich-

tet.“ 

2. Begründung 

Der Kantonsrat hat seinen ausdrücklichen politischen Willen zu einer Konsolidierung geäussert. 
Dieser ist zu respektieren. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und 
nimmt davon Kenntnis. § 15 Gesetz über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung sieht wei-
ter vor, dass der Regierungsrat den Legislaturplan erstellt und diesen dem Kantonsrat zur 
Kenntnisnahme unterbreitet. Der Legislaturplan ist damit als politisches Führungsinstrument des 
Regierungsrates konzipiert. Er setzt darin die Schwerpunkte seiner Politik und bestimmt, welche 
Ziele mit welchen Mitteln und in welchen Fristen erreicht werden sollen. Nach Artikel 73 Absatz 
2 Kantonsverfassung kann der Kantonsrat mit einem Planungsbeschluss den Regierungsrat zur 
Entwicklung einer Staatsaufgabe in bestimmter Richtung beauftragen. Der vorliegende Pla-
nungsbeschluss zielt jedoch nicht darauf, einen eigenen Schwerpunkt zur Legislaturplanung zu 
setzen, sondern fordert, dass mit prioritär andern Mitteln – nämlich mit Einsparungen – das vom 
Regierungsrat definierte Ziel eines ausgeglichenen Staatshaushaltes erreicht werden soll. Mit ei-
nem Planungsbeschluss kann jedoch nicht auf die Art und Weise, wie ein Ziel erreicht werden 
soll, eingewirkt werden, sondern - wie es der Verfassungstext vorgibt - muss dieser den Regie-
rungsrat beauftragen, eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung zu entwickeln. Zudem 
kann mit einem Planungsbeschluss auch keine textliche Änderung im verabschiedeten Legisla-
turplan gefordert werden. Den vorliegenden Planungsbeschluss beurteilen wir damit als unzu-
lässig und würden diesen im Falle einer Überweisung als nicht verbindlich erachten. 

Grundsätzlich stehen wir nicht im Widerspruch mit dem Antrag der SVP-Fraktion. Trotzdem 
muss die Exekutive die ihm gesetzlich zugewiesene Funktion erfüllen. Gemäss dem Gesetz über 
die Organisation des Regierungsrates und der Verwaltung (RVOG; BGS 122.111) sorgt der Regie-
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rungsrat für eine zweckmässige Verwaltungsorganisation und passt sie veränderten Verhältnis-
sen an. Mit dem Reformmoratorium (KRB SGB 055/2012 vom 7.11.2012) sind neue strategische 
Geschäftsfelder im Volkschulbereich ausgeschlossen. Deshalb konzentrieren wir uns bei allfälli-
gen Anpassungen (§ 12 RVOG) ausschliesslich auf die operative Tätigkeit innerhalb bereits be-
stehender strategischer Geschäftsfelder. 

Zudem betrifft der Planungsbeschluss nur einen Erläuterungsteil des Legislaturplanes, setzt oder 
beeinflusst somit weder ein strategisches Ziel noch ein Handlungsziel und ist auch aus diesen 
formellen Gründen nichterheblich zu erklären. 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 
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